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den verlorenen Sohn ach Hause z02? Wohl! auch Reuvu: und Not und Ent-
täuschung, ım meisten jedoch die Vaterliebe der Erbarmung. Si Z03 den

verlaufenen Jungen dorthin, wohinn gehörte, 2ns Vaterherz,
Du verstehst, w4s iıch damıt Sagcnh ll abt Liebe, C1N: tiefe, 9

Sanz heilige 1ebe den Seelen, ZUTr Kırche CUSTM Vaterland,
olk und Land Gott selbst legt euch Deutschlands Kırche 2nNs Herz,

dafs S1C euch 1Ns Herz brenne. 5  nk das, w as ich einmal 17r C1NeSr be-
wegiten Stunde Lebens geschrieben habe

‚„Du weißt CS, O Herr, w16 schr un: w16 oft Du MLr Deutschland S
Herz gelegt hast, damıt 1C. mich Sanz für Deutschland hingebe un
niıchts anderes mehr wünsche, als tür dieses Landes Glaube und Kirche

leben und Al sterben‘‘ (aus den Bekenntnissen des Petrus Canisi1us)

Familienpolitik der Schweiz
Von A  (9) AVID

Während des vr  ja  n Krieges hat die FPamilienpolitik der Schweir
bemerkenswerte Fortschritte gemacht Vor allem ist die Erkenntnis

Kreise gedrungen, daß o siıch 1er Wa SANZ anderes un
viel Wiıchtigeres handelt als um die bhlofie Unterstützune Schicht
Yon Bedüritigen der Bevölkerungspolitik quantıitativen Siınne
Bloße Bevölkerungspolitik würde beim Schweizervolk autf große 1der-
stände stoßen Aber geht bei der Famıiltenpolitik weder die ahl
noch dıe Bedürftigkeit esOondern die Famıiılı:e die ihrer
Bedeutung für den einzelnen w1ie t+ür die soziologische des Volks-

NOCU ertaßt wird
Am 25 November 1945 wurde SC1iNeSTr großen Volksabstimmung C1

VEr Verfassungsartikel 34 qUINdULES MI1t C1iN6CMM überraschend starken
Mehr aNSCHNOMMECN Es hat C1in hartes Stück Arbeit gekostet bis 8<)
WEIT war Die Freunde der Famılıe hatten dabei VOLI allem dıe indıvidua-
listische Auffassung der Sozlalpolitik bekämpfen, die NUur die
Einzelperson sehen 111 und die natürlichen Gemeinschaften übersieht

Der (l Verfassungsartike]l der die Grundlage für e1ine wWweEei1iere Fa-
milıengesetzgebung bıldet betrifit VOT allem re1 Einzelgebiete Im
leitenden Abschnitt wird bestimmt daß der Bund iM der Ausübung der ihm
zustehenden Befugnisse (Gesetzgebung, Steuerpolitik USW.) den Bedürf-
MUISSCNHN der Pamıilıe besonders Rechnung tragen hat Der Abschnitt
zıbt dem Bunde das Recht ZUr Gesetzgebung auf dem wichtigen 1e
der Familienausgleichskassen Dann OMMEeN die Grundlagen tür e1nMn:

gesunde Wohnungspolitik und Siedlungspolitik Dienste der Familie
und schließliıch der Auftrag Einrichtung, Ausweitung und CSCLZ-
lıchen Fundierung der Mutterschaftsversicherung, dıe den werdenden
Mütlttern dıe ilte der OÖffentlichkeit sichern soll]
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Das Kernstück der ganzen Geset23c«bung V im Sinne der Antragsteller
mussen die Famıilıenzulagen bilden. Der Grundgedanke zur Einrichtung
ist folgender: Die Entwicklung, des individualistischen Zeitalters
hat dahın geführt, da{ß dıe Famıilıe als Urzelle der menschlichen Gesell-
schaft sowohl AUN dem gesellschaftlıchen un politischen w1e aus dem
wirtschaftlichen un soz1ialen B:  e  reich immer mehr verdrängt wurde un
ihren Platz dem Einzelmenschen raumen mufßte Dadurch verlor si1e den

nötigen Lebensraum un reaglerte mMit der Kleinhaltung der Mitglieder-
zahl der löste sıch überhaupt autf Wenn auch offenkundig ist; daß
1er der sittliıche Verfall im Volksleben die schwersten Schäden angerichtet
hat, ware doch ungerecht und verhängnisvoll, weNn mMan das Schwer-
gewicht der soziıalen Verhältnisse nicht gelten lassen wolillte.

Die } Einkommengestaltung spielt in der modernen Industriewirtschafit
HUr noch zugunsten des einzelnen arbeitenden Subjektes, völlıger
Ausschaltung der Familie. Eın Beispiel mÖöge klarmachen,; worautf ijer
ankommt. In einer Fabrik arbeiten Z7wel Arbeiter nebeneinander, beide
gleich tüchtig un gleich fleiß17 Sie verrichten dieselbe Arbeıt. 7 eine

e}}

hat vier Kınder, der andere hat keine. Beide verdienen Fr A im Mo-
nat Das scheint völlig in Ordnung und gerecht se1InN. Wenn MAan aber

nıcht dieser ahl un der bloßen Existenz in der Fabrik haften!
bleibt, so _ stellt sich di2ses System als schreiende soz1iale Ungerechtigkeit
dar Der eine Arbeiter hat nämlı:ch 1e Kopf Fr O30 ZUr Verfügung, der
andere LUr Fr Der Familienvater miıt vier Kındern mu sich be1

gleicher beruflicher Leistung im Betriebe und bei einer zusätzlichen her-
vorragenden pcrsönlichen Leistung für Volk und Staat Haus'  ‚e durch
die Kindererziehung (die ohnehin große persönliche Opfer verlangt) un-

vergleichlich mehr einschränken und schlechter leben als der Kinderlose.
Ja, läuft ständig Gefahr, daß seine Famlilie, blofß WE der Kınder-
zahl, 1Ns eigentliche Proletariat absinkt und S1 von Ort nıicht wieder
erheben vermasS, während der kiınderlose Arbsiter mM1 seinem „gleichen”
Lohn sehr ohl auskommen, ja, sich vielleicht einen Luxus angewöhnen
kann, der ihm und seiner rau den Aufbau einer gesunden Famlulie für
imme1l‘ verleidet un unmöglıch macht. Eın solches Wirtschafits- und Loh_n-
system . muß als verfehlt, ungerecht, familıen- un volksschädlich bezeich-
neL werden, weil den Familienvater grundsätzlich el schlechter stellt
als den Kınderlosen,

Ist diese Differenzierung aber nıcht naturgegeben? Keineswegs.. Das
Natürliıche wa daß die Kinder in NgEMESSCNCT Weise beitragen, das
Familieneinkommen sichern un vermehren. So war in früheren
Zeiten, als s1e och im häuslıchen Betrieb mithelfen konnten; ist
heute och vieltach beim Bauern und kleinen Mittelstand. Seitdem aber
die Arbeit VO:] Heim weggerissen un in Fabrik und uro verlagert ist,;
ist Aie Mitarbeit der &nder nıcht mehl' möglıch, der 1Ur in einer den
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FPamilie noch schädlicheren Weise, indem Tau und Kınder ebenfalls von

der Famıilıe auf Verdienst hinausgetrieben werden. ist dem
früheren Familieneinkommen e1n reines Individualeinkommen geworden,
das auf dıe Famıilıe keine Rücksicht nımmt und .a tast notwendig der
Verelendung preisgibt. Wenn auch diese Verelendung nıcht immer äußer-

materielle Not bedeutet, 71eht s1e doch immer eC1Ne Gefährdung der
sozialen Stellung der Famıilıe nach sich, e1Ne soz1ale Minderung 1in Lebens-
aufwand, Ausbildungsmöglichkeit tür dıe Kınder, dıe Wohnung uUSW.,

Gerade be1i der Wohnungsfrage zeigt sich das Mißverhältnis besonders
deutlich. Wenn dıe Frage stellt, enn e1Ne größere Wohnung;
womöglıch mit einem Stück Gartenland, dringender benötige, der Kinder-
1LOSe der der Kinderreiche, 0, scheint dıe Antwort klar benso klar ist
aber, daß gerade derjen1ige dıe größere Wohnung finanziell wen1gsten
ra vermas, der S16 dringendsten braucht und s1e C seiner

Leistungen Meilsten verdient. Und ZWATr gerade aus dem
Grund wenıgsten, AZUS dem S16 melsten braucht: weıl er Kınder
hat! Der Familienvater mu{ Ja, w1€e schon dıe bloße Überlegung zeigt und
Ww 1 ; A e1ine Reihe VO:  $ statistischen Untersuchungen SCNAU bewiesen haben,
den größeren Prozentsatz Se1NeESs Einkommens aut Nahrung und Kleidung
verwenden und hat arum wenigsten für die Wohnung Zur Verfügung,
und S größer SeC1NE Familıe wird, desto größer wıird notwendigerweise
uch dieses Mißverhältnis.

Man könnte dıesem Übelstand auf verschiedene Weise abhelten
durch Mietzinszuschüsse, billıge Wohnungsbauten, Gemeindewohnungen,
allgemeine Notunterstützungen uSW, Die Famıilienfreunde 1n der Schweiz
sınd aber der Auffassung, daß dıes alles unwürdige un Zu e1] ent-

würdigende Notbehelfe Man muß das Übel der Wurzel A

packen: beım Eınkommen selbst Man mu{ß anstelle des Indiıvyidualein-
kommens e1nN Famıilieneinkommen schaffen, das 2ann e1nen Großteil der
andern Hılfen überflüssig macht und dem Famıilienvater wıieder eıne selb-
ständ1ige Verfügung über seiNe Miıttel erlaubt. Vor lem gıilt CS, nıcht
warten, bis e 1Ne Familıe E Proletarıat absınkt, sondern mMan mul ıhr
helfen und S1e VOT der sozialen Deklasstierung bewahren, solange s1e noch
gesund ist

Das Miıttel AZzu sind der Industriewirtschafit dıe Kınderzulagen.
Darum bılden s1e das Kernstück einer gesunden Familienpolitik.

Welche Grundsätze un Uberlegungen waren NUuU  ; 1N der Schweiz beim
Aufbau des Familiıen- oder Kinderzulagensystems maßgebend !!

Es mufß bemerkt werden, daß eın eidgenössisches Ausführungsgesetz noch nıcht
besteht, dafß aber ine Reihe VO Kantonen ( Waadt, Genf, Neuenburg, Freiburg, Luzern,
Wallis) solche Gesetze erlassen haben un daß ıne größere Anzahl schweizerischer In-
dustrien und Gewerbeverbände (unter andern die bedeutendsten, WwWIe Maschinen- und
Metallindustrie und der Spenglermeisterverband) 15 eigener Initiative freiwillıg oran-

gegangen sınd

Stimmen 144,
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Wır wollen dıe einschlägigen Fragen drei Gruppen zusammentassen -
Organıisatıon der Kinderzulagen Ausmaß und Art der Auszahlungen
Finanzierung.

Dıe Organısatıon der Kınderzulagen
orweg sSe1 bemerkt daß bald VO  e Familien- und bald VON Kı1ın-

derzulagen spricht In der Hauptsache handelt CSs sıch di:  o Kıiınder-
zulagen dıe siıch ach der ahl nıcht erwachsenen Kinder richten..
Bisweilen werden aber auch Gebrechliche, Nichterwerbsfähige, aber VO:

Lohnempfänger unterstutzte Verwandte Geschwister Eltern us  < mM1t-
berücksichtigt

benso ist darauft hinzuwelisen da{ß die Kıinderzulagen VOoOr allem für-
dıe Lohnempfänger eingerichtet wurden obwohl sıch die Bestrebungen
mehren S1C auch DSCWISSCNH Schichten VO  3 selbständig Erwerbenden zu<ute
kommen lassen Die Gründe sind ach dem oben Gesagten klar Dort,

noch dıe Famıilıe ZUuU Eıinkommen beiträgt sind Kınderzulaven
nıcht notwendig; aber ARN) der E1igenart des Berufes der der Verhält-
1115  D das ZanNzt BEınkommen auf dem Vater alleın ruht sind Kınder-
zulagen berechtigt und den mMelisten Fällen e1ne Notwendigkeıt

Für dıie gesunde UOrganıtisation der Kınderzulagen gelten folgende
Grundsätze

VWır wollen keine Verstaatlichung der Einrichtung Denn nıcht
der Staat sondern dıe Wırtschaft hat dıe Aufgabe dıe Kiınder des Volkes

ernähren Und W 45 der Staat nicht dıe and nehmen muß das soll
man ıhm uch micht die and geben! Wır haben Erfahrungen
SCHUS gemacht dıe Weishelit des alten Prinzıps chrıistlicher Sozial-
lehre schützen, wonach nıcht er beren Gemeinschaft übertragen
werden sol1] W 4s dıe un eisten imstande ist

Die Kiınderzulagen können ebenso gut STa VO Staat Von den großen
Wiırtschaitsgemeinschaiten geiragen werden Dafß totalıtären
Staat dieser Staat selbst 16 Kınderzulagen austeilen 111 1St durchaus
Tolgerichtig, nachdem ] auch groie Ansprüche die Kinder stellt
und S1C erster Linıe für siıch ordert In treiheıitlichen Staatswesen:
dagegen wırd der Staat erst ort eingreifen dürfen WO dıe Kraft er
V und gesellschaftlıchen Organısationen nıcht mehr nausreicht Da-
her haben dıe kantonalen Gesetze der chwelz vorgesehen, dafß erster
Lıinıe dıe Wıiırtschaftsverbände Familienzulagenkassen einzurichten haben;
der Kanton selbst richtet Nur C1Ne 7zusätzliche Hılfskasse C1in für JeENC
Berufszweige, dıe selbst nıcht stark sind Aber uch hıer werden
dıe Kınderzulagen nicht AUS den allzemeinen Steuermitteln bestritten SON-

dern AaUuUSs den Beiträgen der Fırmen die Eınzelmitglıed dieser Kassen S11
Die Kınderzulagen können QDer nıcht dem einzelinen Unternehmer über-

lassen oder ar aufgebürdet werden Das hätte die verhängnisvollsten,
Folgen, und ZWATr für den Famıiılıienvater selbst Denn entweder würde der
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Unternehmer die Auszahlungen w1 K ich Ieistx:fi und dann würde das Lohn-
konto steigen, und gerade der soz1ale Unternehmer würde weniger . kon-
kurrenzfähig, das Geschäft müßte Schaden leiden, und mit ıhm wiederum
der Familienvater. Dıiıe Großzahl der Unternehmer würde aber gauf dıe
Dauer den umgekehrten Weg einschlagen: Familienväter würden der
ersten besten Gelegenheit entlassen un fänden überhaupt keine Anstel-
lung mehr. Der faschistische ital;enische Staat hat, 1er Ordnung
schaffen, dıe Vorschrift erlassen, daß jedes größere schäft eine be-
stimmte Anzahl Familienväter anstellen müsse, un hat entsprechend mit
Steuermaßnahmen bzw Steuererleichterungen nachgeholfen. Aber auch
1e6se Lösung ist nıiıcht ideal sS1e ruft den Staat auf den Plan un erschwert
die Freizügigkeit.

Der eintachere und naturgemäße Weg scheint den heutigen Um-
ständen und Wirtschaftsverhältnissen die Errichtung VO:  $ Famıilienzula-
genausgleichskassen SC1N., Die Erfahrungen, die 1Nan damıiıt in der
Schweiz gemacht hat, können als sehr gut bezeichnet werden. Sämtliche
Firmen eines Wirtschaftszweiges (ode  A Berufszweiges) gehören einer sol-
chen Ausgleichskasse Diıe Kasse wird VO Wiırtschaftsverband DEeLCA-
SCNH und braucht darum eın inimum zusätzlicher Organıisatıion.

Dıiıe einzelnen Unternehmer haben, hne Rücksıicht nautf die Kinderzahl
ihrer Arbeitnehmer und Angestellten, immer den gleichen Beitrag, ent-

sprechend der Tragfähigkeit un: Bedeutung des Geschäftes, die AUSj'
gleichskasse zahlen Diese vollzieht ann den Ausgleich zwischen den
kınderarmen und den kinderreichen Betrieben. Diese werden meist hne
Zwang 1n einem möglichen Ausma{ß die Familienväter begünstigen, sofern
S1e tüchtig sind, selbst im eigenen Interesse Im Eamilienvater haben s$1e
J2 dann einen zuverlässigeren, un fleißigen Arbeiter, der
nıcht leicht VO  @ Ort Ort wechselt w1e der Famıilienlose.

Der tiefere soziolog1ische rund für das Ausgleichssystem ist folgen-
der ıcht der einzelne Unternehmer tragt die Schuld daran, daß die
FPamıilıe als Lohnempfänger heute kein Familieneinkommen mehr hat Ur-
sache ist das Zanzc heutige Produktions- und Wirtschaftssystem, das die
Arbeit AZUS dem Haus- und Familienbetrieb herausgezogen un im roß-
betrieh un: Fremdbetrieb, unte Ausschaltung der Familienglieder, kon-
Zentriert hat Diese Wirtschaftsweise ist heute nıcht mehr rückgängıg Z
machen. ber eben darum mul der notwendige Ausgleıch niıcht VO ein-
”„elnen Unternehmer, sondern von der organıisierten Wirtschaft g_

werden.
Damıiıt keine Auszahlungsstellen geschaffen werden müssen, VCLI-

walten dıe Betriebe die Auszahlstellen. S1e en darum mit den
Ausgleichskasse NUur einen Verrechnungsverkehr, indem alle 3, der 12
Monate dıe negatıve oder positıve Spitze ausgeglichen wird werden
unnötige Umschreibungen vermleden und das eld bleibt his ZUur Auszah-

lung die Familienväter Betrieb selbst Dı Regelung hat auch
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noch den Vorteıl, daß die Betriebsverbundenheit g»eracie miıt den Familien
gestärkt wird. Es wird dann keine fremde Stelle dazwischen geschaltet.

empfichlt CS sich, die Aushändigung der Familienzulagen organt-satorisch lösen Denn sachlıch tellen S1Ee iWwAas SaNz ande-
dar als der Lohn, un CS wırd S(  O e1Ne Spannung 7zwischen Leistungs-lohn un: Familienzulagen eher vermleden. Psychologisch scheint eine sol-

che Trennung vielfach notwendig, jede Mißgunst des ledigen Arbe1-
ters möglıchst auszuschalten. ist, w1e dıe Erfahrungen zeigen, 1eseGefahr weitaus nıcht ZroMB, Ww1e S1' den Gegnern der Famlıilien-
polıtık dargestellt wird. Vor allem ist 1er dıe Stellungnahme der franzö-
sischen un: belgischen Gewerkschaften Jehrreich, dıe alle für dıe Kınder-
zulagen eintreten und das System möglıchst ausgebaut w1issen wollen.

Der Leistungslohn, der .der Produktionsleistung entspricht, darf durch
das Kınderzulagensystem nıcht aufgehoben, sondern MU im Gegenteıil g_schützt und verfeinert werden. Die Kinderzulagen sollen den Leistungs-auch nıcht D} sondern ach der soz1alen Selte hın ergänzen.Diıe Erhaltung des Leistungslohnes ist AD Zzwe1l ründen wichtig: einmal
psychologisch, we1l e1in gesunder Ansporn möglıchst tüchtiger Arbeıt
notwendig ist; dann aber auch volkswirtschaftlich, we1l Volkswirt-
schaft gerade 1n der heutigen Zeit autf Qualitätsleistungen angewiesen ist.
Eıne allzu starke Nivellierung der Löhne aus soz1alen Gründen, ohne
Rücksicht auf dıe Leistung, WwAare deshalb verhängnisvoll und würde auf
die Dauer allen Beteiligten schaden

Dıe Söhe der Kınderzulagen mu 7wel Extreme vermeıden. Sıe siınd
einerseits anzusetizen, daß nıcht als e1n Almosen oder als eine
bolıische Geste erscheinen, sondern e1Ine wirkliche Ergänzung des Famı-
Lieneinkommens im Hinblick auf dıe Erziehung der Kınder darstellen
Das kantonale Gesetz VO. Luzern hat deshalb dıe monatlıche Zulage auf
mindestens Fr 1 das VO! &  nt auf mindestens Fr DE festgesetzt.

Anderseits werden dıe Zulagen iıcht hoch se1n, S1E dem ater
jede tinanzrelle Eigenleistung tür die Kınder abnehmen Das ist weder
notwendig noch wünschen. Keıin rechter Vater wıll; daß SC1N€ Kınder
einfach der Allgemeinheit übernommen werden. Zu Kinder-
zulagen WAPeN uch Mißbräuchen uSsSgeESE un! für die Wırtschaft Nur
schwer tragen, während dıe hier vorgeschlagenen, dıe 59/0 des
durchschnittlichen Arbeıutslohnes 1e ausmachen, durchaus erträglich
sind. S1e erhöhen die Gesamtlohnsumme höchstens 1—29/ ıund die Ge-
stehungskosten der Produktion werden dadurch höchstens T/a bıis 197
belastet, sotern dıe ledigen Arbeiter Zur TIragung der Lasten überhauptiıcht herangezogen werden.

Gegen Mißbräuche durch erbbelastete der arbeitsscheue Elemente sind
Sıcherungen vorgesehen. Diese mMuUussen allerdings derart se1n, daß e1nes
tTreiheitlichen Staates würdig sind un den Naturgesetzen nıcht wider-
sprechen
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Dıe Auszahlungen
Aus den obigen Ausführungen kann zusammengefaßt werden Wır wol-

len dem Familienvater nıcht die an Sorge für dıe Famıilıe abnehmen
Wır wollen auch nıcht arbeits- und lebensuntüchtige Menschen aneıfern,
viele Kinder die Welt SCEIizen Ferner so11 der Leistungslohn niıcht
gedrückt werden Das dürfte durch folgende Ansätze erreicht werden

Keine oder Nur 1n Zulagen für die Z W E1 Kinder Der Le1-
stungslohn des TS muß (Berufstüchtigkeit vorausgesetzt) hoch 917
odeı werden da{fß gestattet dıe ersten Z W Kinder standes-
gemäß ernähren erziehen und auszubilden Dafür könnte w1€e
da un WOrt schon geschıeht (Z be1 der Familienkasse des Kantons Solo-
thurn) be1 der Geburt der ZWC1 Kınder ] C1NC einmalıge Geburts-
hılfe VO iwa Fr 1502 als Beitrag für die Anschaffungen g..
währt werden. Diese einmalige Zulage Onnte auch VO!]! Betrieb allein
übernommen werden; ErzZeugt be1 den Empfängern CTE dankbare
Freude un belastet das Unternehmen doch 1ur sechr Ma{le

VOom drıtten inde sollen die vollen Zulagen e1iNSsSefzen durch C1iNe
monatlıche Zulage tür jedes Ind Der Beitrag soll C1NC ühlbare
Entlastung bieten Diıes 1st eichter möglıch, WCeNnN be1 den ersten
beiden Kındern (die ] die Grofßzahl der Fälle bılden) 1n der
die älfte gekürzte Zulagen geboten werden.

Im nteresse der Berufsausbildung sol]l dıe Zulage bis Zu 18 der
Altersjahr der Kınder gewährt werden nter der Bedingung, dafß

das 1ind CE1INC eigent]ı Berutslehre (oder Haushaltslehre) durchmacht
und nıcht monatlıches Miındesteinkommen VO! Fr biıs 100
reicht

bensc Wa wünschenswert wenn als Bedingung festgesetzt würde,
daß dıie Multter - regelmäßigen außerhäuslichen Erwerbsarbeit
nachgehen darf Damıt würde die Mutter leichter Hause gehalten Wo

he dringendsten Vvonnoten 1st segensreichsten wirkt und
manches Jeidige Doppelverdienertum würde verschwinden Es hılft fre1i-
Lich nıchts, dieses Doppelverdienertum reden solange
nıcht durch dıe Kinderzulagen gerade der kınderreichen Mutter möglıch
macht aut diesen Doppelverdienst verzichten Es gehört mi1t
Wıdersinn des 1C1NeN Leistungslohnes, daß gerade dıe kınderreiche Famı-
1eNnmutteı dıe Hause notwendigsten 1St C  W’Uu) wıird auft Dop-
pelverdienst auszugehen ! Und doch würde 6S1C nıcht NUur ihrer Famlılıe
dern ohne Zweıtfel auch der Volkswirtschaft und dem Vaterland
1«C]. größeren Diıenst CrWEISCH, WEeNN S1C sıch Haushalt und der Kı1ın-
dererziehung w1idmen könnte Man klagt oft über den Mangel Erzie-
hung der kınderreichen Familie Aber das i1st C1Ne Gedankenlosigkeit
oder grobe Heuchele1 solange der Multter durch dıe Kınderzula-
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SCNH nıicht ermöglicht, sich wirklich der Kındererziehung er rechten
Weise widmen.

Sobald aber Kinderzulagen gewährt werden, annn Doppelverdienstuch kräftig besteuert werden. Eın Verbot des Doppelverdienstes 1St cht
empiehlen. Es annn vielen Fällen sehr ungerecht se1in und lenkt

Nur auf Abwege Warum so1] schließlich C1ine kinderlose Trau nıcht
Doppelverdienst nachgehen WENN SIC damıit nützlıche Arbeıit leistet kei-
88 notwendigen Arbeıltsplatz wegnımmt un: azu durch iıhre Steuer och
beiträgt die Kınder anderer erhalten?

Stadt und Land sollten den Zulagen mögliıchst gleich behandelt W:
den RBe1 denr Familienausgleichskassen für die Wehrmänner hat iNan 17
der Schwei7z erhebliche Unterschiede zwıischen städtischen, halbstädtischen
n ländlichen Verhältnissen gemacht. Dies 1st auch insofern richtig, als
die Lebenskosten der Stadt höher sind als auf dem Lande ber Stadf
und Vaolk haben alles Interesse daran, den Familienvater Dewegen,
möglichst auftf dem Lande bleiben der dorthin zurückzukehren, selbst
wenn ZuUr Beruisarbeit täglich die fahren müßte Denn das
Land 1St em Famıilienleben allgemeinen viel zuträglicher als die Stadt.
Durch die Gewährung gleich hoher Familıenzulagen auf em an bei
billiger Lebenshaltung würde e1n wirksamer Anreız azu geschaffen, ohne
dalß Verbote der Gebo notwendig

50  C& würde auch der städtische Wohnungsmarkt entlastet, der
Landflucht gesteuert, ] Rücksiedelung un Dekonzentrie-
rung der Industrie (die aus verschiedenen ründen wünschen wäre)der Weg geebnet, und ZWATL auf die denkbar einfachste Weise, hne ge_setzlich- bürokratische Reglementierung. Wenn WwWIr aber der Sozial-
politık die Stadt wieder VOoOr dem Land bevorzugen, dürfen WITr
UNs nıcht wundern ber die unnÖf1ze un ungesunde Verstädterung Die
heutige schweizerische Ausgleichskassenordnung macht enn uch ohne
Ausnahme keinen Unterschied mehr zwıischen Stadt un Land

Als Höchstgrenze der Kınderzulagensumme kann Cn bestimmtes Ver-
hältnis AB Leistungslohn testgese rÄN werden (etwa TE ZLZE00 des Normal-
Johnes) Damit könnte Inan Wwenn N  ’ gEeEWIsSEN eugenischen Forderun-
CN ehesten und eintachsten Rechnung tragen un Alkoholiker,
Faule Jebensuntüchtige Menschen Rıegel vorschieben Eugenisch
vollwertige Menschen werden (oder sollten) großen nd SAahNzZEN be-
rutliıch vollwertige Arbeiter SeE1nN und haben damıt eine hohe Maxı1ımal-
SreNZt Be1 Untüchtigkeit Unzuverlässigkeit Fau'heit der auch Ge-
brechlichkeit würde automatisch dıe Grenze der Kınderzulagen herab-
DZESETZL. Solche Fälle gehören allenfalls die Fürsorge (die uch die
nötige Aufifsicht aqusüben kann), aber nıcht 1 die Sozialpolitik.

In besonderen Ausnahmefällen könnte be1 Gefahr des Mißbrauches dar-
auft erkannt werden daß dıe Zulagen nıcht dem Vater, sondern der Mut-
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teroder dem Vormund ausgehändigt der überhaupt gesperrt und bis zu

SCWISSCH lter der Kinder mündelsicher angelegt werden.
Durch die Festsetzung solchen Maximalgrenze würde der beruf-

che Leistungswille der Familienväter och besonders angespornt.
Die alten tern, gebrechliche Geschwister uUuSW., die VON der Famlıilie

unterstützt werden, könnten bei den Auszahlungen den Kindern gleich-
gestellt werden Damıt w4re  A WEN1ISSLENS e1in großbßes Stück Altersversiche-
TUuLY auf dıe menschlich schönste volkswirtschaftlich billıgste un der
Famılie förderlichste Weise geleistet, ‚und ZWAAar gerade für Jen«e Menschen
dıe vorher für andere gesorgt haben S  ch muß dieser Ausbau
späteren Etappe des Werkes vorbehalten bleiben

In der Schweiz WAar 1eSe Regelung hbei1 den Wehrmännerausgleichs-
kassen getroffen worden S1e ist Nun aber durch die Einführung
fassenden Alters- und Hinterbliebenenversicherung zum 'eıl über-
‚olt

Für die Ledigen ann durch Ehestandsdarlehen SOorgt werden, WE

sS1C ZUu!l_ Finanzierung der Famılie herangezogen worden sind. Die ück-
zahlung dieser Ehestandsdarlehen müÜü{fte gestaltet werden, daß be1 der
Geburt jedes Kındes LL der Schuld gestrichen wird. Damıit ware uch C1iih

Stück sehr nützlicher Familienpolitik verwirklicht. och kannn 1er DUr

urz darauf hingewlesen werden

Dıe Fınanziıerung
Die Finanzierungsfrage 1St eute die Kliıppe, der manches gut-

Projekt scheitert Oder, weNn nıiıcht scheitert wird irgendeine
eu«c Quelle ausfindig gemacht dıie anzuzapfen WAarc, wds>5 annn
dıe Folge hat daß dıe sunden noch mehr belastet werden als S16

den gegENWAarlıSEN Umständen schon sind un daß damıt
dıe Kraft der Volkswirtschaft och mehr geschwächt der auf kaltem!
Steuerwege verstaatlicht wird

Die Fınanziıerung der Kinderzulage MUu und 111 andere Wege gehen.
Dıiıe Freunde der Familie legen großen Wert darauf, Bewußtsein
bringen, da{ß die Kinderzulagen niıcht C1iN Art unproduktive Unterstüt-

ZUNS darstellen un: 1UTL Lasten auferlegen, sondern da{fß S1C C1iNe SC-
rechte, organische Verteilung des Volkseinkommens die Wege leiten
wollen. Der Strom des Volkseinkommens soll Krätten zugeführt
werden, dıe der Auitibau gesunden Volkes un nicht zuletzt uch

gesunden Wirtschafit unbedingt braucht. Es geht nıcht darum, Ccuc

Ausgaben machen, sondern Verteilungsschlüsse] des Vor-
handenen finden, der nıcht bloß gerechter ist, sondern uch frucht-
bringend auf dıe Volkswirtschaft selbst zurückwirkt.

uch Vo  3 diesem Standpunkt au erscheint als richtig, daß 958  £;ht der
Staat Träger der Familienausgleichskassen IST, sondern daß diıe Wirtschaft
selbst die richtige Verteilung VOrNiıMMTL
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Bısher mußten die Kinderzulagen ausschließlich VO:  >3 der Arbeitgeber-
schaft finanziert werden. Zum ;e1l wurden dıie Teuerungszulagen be1 den
steigenden Preisen nıcht gleichmäßig auf dıe einzelnen Arbeiter, sondern
nach Famıilienlasten abgestuft verschieden verteilt Da dıe Kınderzulagen

C1Ner Zeıt steigender 1Te1SEC eingeführt wurden Ließ sıch 1e6SC Form
leicht durchführen Von Se1te der Familıenfireunde wurde aber C1N:
dıfferenziertere Form vorgeschlagen Da grundsätzlichen
Überlegungen Anlaß g1ibt so11 S1C hier kurz umr1ıssen werden Wır gehen
dabe1 V'O!] dem 5System AuUS, das der Schweiz be1 den Wehrmannsaus-
gleichskassen Geltung SCW an

Danach werden die Lasten auf dre1 Träger verteilt: Arbeıltgeber, Ar-
beitnehmer un! Staat

Der Arbeitgeber der Leiter des Unternehmens und hat
für das gerechte Eınkommen der Betriebsangehörigen SUOTSCH Das 1st
Se1Ne vornehmsten Aufgaben Darum mu{ uch der Schaffung
des Familieneinkommens SC1NCTr Arbeıiter und Angestellten - rster Linıe
Anteıl nehmen

Der nternehmer 71eht aus CINEeTr gesunden Familıenpolitik auch SC1NECN
Nutzen Durch dıe Kınderzulagen wird KeUGC Kaufkraft geschaffen be1

soliıden un: beständigen Kundschaft Besonders wıird dadurch
der Binnenmarkt gestärkt und SCINeET Krisenfestigkeit gestärkt

Manche Lohnkämpfe verlieren ıhre Schärfe oder fallen Sanz WCB, weıl
viele e1i]l empörende Härten des heutigen Systems behoben werden
Dann gehört der Famıiılienvater den uesten Arbeitskräften zuma]l
WEENN durch dıe Art der Auszahlung noch dıe Betriebsverbundenheit ge..
fördert wırd. Das ist uch der Grund, WAarum dıe Revolutionäre MEe1S5
SCHECN die Kıinderzulagen sind nehmen iıhnen den Wınd AuUuUS den
Segeln!

Dıe Last 197 bıs höchstens 297 der Lohnsumme 1sSt durchaus tragbar
Der Schlüssel tür dıe Lastenverteilung untfe den triıeben kann VOCI'-

schieden gehandhabt werden Als einfachster und wirksamster hat sich
C1in bestimmter Prozentsatz AauSs der gesamiten ausbezahlten Lohnsumme

Die Berechnungen und Belege dafür sind jedem Betriebe
schon vorhanden Hier Lreße sich auch leicht Arbeitnehmerbeitrag durch
Abzug erheben

Zwar lassen sıch dabe1 CIN1SC Unebenheiten nıcht Sanz rme1ıden Be-
t1ebe M1 C1INCM hohen Lohnniveau dabe1 V1 Betriebe MIt WCN1LS
Personal aber vielleicht großen Umsä  +  en UnN: Kapıtaleinnahmen (Handel
Banken Spezilalpräparate uSW.) verhältnısmäßig WCNL beitragen
lassen sıch solche Einzelheiten auf anderem Wege, durch Spezialabgaben
Steuern us  S beheben
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P 1E FYAAADE De önnte ebenfalls Beitragsleistung die
Familienausgleichskassen mi1t E h1s 10/(| SC1NES herangezogen woer-

den, wenigstens ach Ablauf der Teuerung Das hätte auch für die Arbeit-
nehmer erhebliche Vorteile:

Durch den C1igeneEN Beitrag bekommen wohlerworbene Rechte auf
Kinderzulagen und benso auf dıe Verwaltung der Kassen Jeglicher

Anschein bloßer Fürsorge 1st vermleden dıe Kasse arbeıitet als Ce1N

Art subventionlerter Familienversicherung Aut dıe parıtätische Verwal-
tung der Kassen würden WwWITLr ohne den größten Wert legen Es könnte
1er Cn schönes Stück Berufsgemehnnschaft 7wischen Arbeitgebern un:
beitnehmern Aufbau, der Verwaltung un: dem allmählichen Aus-
bau der Sorge für dıe Familie verwirklicht werden.

Die Volkssolidarıität Dienste der Famıilıe un sonders die Berufs-
gemeinschaft wıird durch solche SEMEINSAMEC Eınriıchtungen gestärkt, dıe
Klassenspaltung gemildert und e1] organısch überwunden

Das Volksbewußtsein tür Wert der Famıilıe wird geweckt Wenn
schon der Lehrlıng 1TS Zahltag durch noch bescheide-

Beitrag die Familienausgleichskasse aran CeTINNEIT wird daß
Lebensaufgabe der Gründung und Führung tüchtigen Famıilıe be-
steht kann das ur dazu helfen da{ß 1256 ach allen Seiten hın
tieter erfailit und verantwortungsbewußt vorzubereiten beginnt

Be1 der heutigen Verteilung der Lohnsumme haben ott gerade dıe Ledi-
C1NEeN (1im Vergleich Zzum Familienvater) unverhältnismäßig hohen

der manchen nıcht selten verderben wıird durch dıe künstliche Ge-
wöhnung ungesunde überspannte Bedürfnisse VWiıe manches Mädchen
gewöhnt sich Kleiderluxuüs Sportluxus us  $ die als Famılıenmutter
niemals wird befriedigen können dıe hindern eiınmal Ce1N gute
Familienmutter werden ] die sS1C dann allzu oft Kınderlosigkeit
und übertriebenen Ansprüchen den (Gatten verleıiten wird Anderseits
1st durch dıe Kinderzulagen dafür sorgt daß manche Jun Menschen
nıcht mehr sovie] Unterhalt ihrer JUNSCKCH Geschwister beitragen
mMuUussen und infolgedessen imstande sind sich der beruflıchen Ausbildung
und Vorbereitung des CISENCNH Ehestandes w1idmen. Überdies könnten
] be1i der CuCnN Familiengründung dıe Ehestandsdarlehen miıthelfen So
könnten dıe JungC n Leute SOSar früher heiraten, w45s vieler Hinsıcht
(moralisch, gesundheitlich, bevölkerungspolitisch, psychologisch) große
Vorteile brıeten würde

De at so11te ebenfalls SC1NEIL Beıitrag eisten.
hat Interesse der gesunden Famıilıe und könnte durch
1lfe die Sympathie SC1LHMOTT Bürger ®

Er mu{(ß das Kontrollrecht ausüben und dıe allgemeıne Durchführung
der Einrichtung gewährleisten Das kann 508 besten durch C19C-
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zen Beitrag begründen, Der Gefahr der Verstaatlichung läßt sich durch
1Ne6 entsprechende berufliche Organisation begegnen.

Durch die Familienzulagen würde der Staat seinerseits Von vielen nde-
Fürsorgeeinrichtungen entlastet. Vor allem WUur:  de ein erheblicher Teil

der Armengelder und der Altersfürsorge EINSESPDAT, weıil der Familien-
verband leistungsfähiger würde.

Durch SC1NC Beiträge kann der Staat C1N) weitere notwendige Aus-
gleichsfunktion ausüben wenn die dafür notwendigen ıttel nıcht C11-
tTach durch allgemeıine Besteuerung, sondern durch die des Oons nıcht
entsprechendem Ma(ße beitragenden Kapitals der famıiılıenfeindlicher Be-
trıebe einholt Diese Beiträge Waren eiwa nehmen VO  . SCWISSECN Luxus-
steuern besonders ort der Luxus familienschädigend wirkt (Luxus-
hunde, Schnäpse ars uSW.) Wer solchen Luxus der Kındererziehung VOTLT-
”ieht so1]1 W€I‘llg$t€l'l$ Aazu beitragen daß andere, denen Kınder lieber
sind als Hunde auch Kınder autzıiehen können Außerdem VO!  3 kapıtal-
kräftigen trıeben die verhältnismäßig Persona|] beschäftigen un
darum auch für WEN1ISCT Personen SOTSCH haben (Versicherungen Ban-
ken Holdings eLc:) Endlıch auch VO  - Ledigensteuer, bei Mın-
destalter VO  $ Jahren und Miındesteinkommen VO!  } bestimmter
öhe ine solche Steuer hat dıe Stadt Zürich wenNnn uch
fiskalischen Zwecken schon Jängst eingeführt

Wenn C1in zentraler Ausgleichsfonds geschaffen wird der die Ungleich-
heiten 7wischen verschiedenen Wırtschaftszweigen berücksichtigen hat,

könnte dieser Zentralfonds aus den staatlıchen Be1iträgen S  1s WELr-
den Dann bräuchte keıine berufliche Kasse für die andere leisten,
Jjede Wa aAufonom aber der Staat würde ort Zuschüsse gewähren
dıe Verhältnisse (Z große Kınderzahl bestimmten Berufszweigen
der krisenbedingt niedrige Löhne) rechtfertigen

Wıe mMan sieht ein solches System VO  } Famılienausgleichskassen
großzüg1ig umfassenden Werk hne viel Reglementie-

runs EC1NC Reihe V'O']  $ wichtigen Sozialproblemen auf einmal Z lösen
der WEN1ZSICNS entscheidend Ördern Familienwohl Möglichkeıit der
Berufsausbildung, Altersfürsorge vernünitige Eugenik Teuerungsausgleich
415  < Vor allem g1bt keinen gerechteren un volkswirtschaftliıch billiee-
TCN un tragbareren Teuerungsausgleich als dıie Familienzulagen Diıese
kommen Schichten zugute dıie Me1IsSteEen der Teuerung £1-
den, und werden V'O!'  3 der Gesamtwirtschaft9 abgestuit ach der
Tragfähigkeit der einzelnen Unternehmen

Zugleich aber wird eiINEC wesentliche Korrektur des indıvidualistischen
Wırtschafts- un Gesellschaftssystems VOTSCHOMMECN zu (
natürlichen Geme1inschaften die Urquelle und Urzelle des Volkslebens und
der Volkserneuerung sind


